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Bebauungsplan Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf"
Gemarkung Bargendorf, Flur 3, Flurstücke: 28/6, teilweise 28/11

SATZUNG DER STADT BURG STARGARD
über den Bebauungsplan Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf"

Verfahrensvermerke

1. Die Stadtvertretung Burg Stargard  hat am 26.05.2021 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des

Bebauungsplanes Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf" beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 26.06.2021 im amtlichen Bekanntmachungs- und 

Informationsblatt "Stargarder Zeitung" und im Internet unter

www.burg-stargard.de/start/oeffentlichebekanntmachungen/  ortsüblich bekannt gemacht.

    Burg Stargard, den ...........................                                                            …….………….

                                                                                                        Bürgermeister

2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 des LPlG M-V beteiligt

worden.

  Burg Stargard, den ...........................                                                            ……………….

                                                                                                             Bürgermeister

3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde am ............... im

amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt "Stargarder Zeitung" und im Internet unter

www.burg-stargard.de/start/oeffentlichebekanntmachungen/ ortsüblich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch öffentliche Auslegung in der Zeit vom

08.11.2021  bis 10.12.2021

     Burg Stargard, den ...........................                                                            ……………….

                                                                                                             Bürgermeister

4. Die Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden wurde am ....................... gemäß § 2 Abs. 2

BauGB eingeleitet.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher sind am ....................

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

    Burg Stargard, den ...........................                                                            ….…………….

                                                                                                              Bürgermeister

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf" der Stadt Burg Stargard, die

Begründung, die Umweltinformationen sowie wesentliche bereits vorliegende umweltbezogene

Stellungnahmen wurden durch die Stadtvertretung am ............... gebilligt und haben gemäß § 3 Abs. 2

BauGB in der Zeit vom ............... bis einschließlich ....................  in der Stadtverwaltung Burg Stargard,

Mühlenstraße 30, 17094 Burg Stargard öffentlich für jedermann ausgelegen und im Internet unter

www.burg-stargard.de/wirtschaft/auslegungsunterlagen/ zur Verfügung gestanden.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von

jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, durch Veröffentlichung

ortsüblich bekannt gemacht worden.

      Burg Stargard, den ...........................                                                            …….………….

                                                                                                        Bürgermeister

6. Die Stadtvertretung hat am .................. die Abwägung der fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen

der Öffentlichkeit sowie die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange geprüft. Das

Ergbebnis ist mitgeteilt worden.

       Burg Stargard, den ...........................                 ……..……….

                                                                                                                   Bürgermeister

7. Die Stadtvertretung hat am ...................... des Bebauungsplanes Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf" der

Stadt Burg Stargard, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil

B) als Satzung gemäß § 10 BauGB beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit

Beschluss vom gleichen Datum gebilligt.

     Burg Stargard, den ...........................                         ……………….

                                                                                                                 Bürgermeister

8. Der katastermäßige Bestand am ........................... wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich

der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte,

da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstabs  1: 1.000 vorliegt. Regressansprüche können nicht

abgeleitet werden.

      Neubrandenburg, den ...........................                                                             ……………….

                                                                                                                         Katasteramt

9.   Der Bebauungsplan Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem

Text (Teil B) sowie der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung über die Berücksichtigung

der Umweltbelange wird hiermit ausgefertigt.

Burg Stargard, den ...........................                                                            ……………….

                                                                                                            Bürgermeister

10. Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf" und der Begründung sowie die

Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann

und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ........................ durch Veröffentlichung im

amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt "Stargarder Zeitung" und im Internet unter

www.burg-stargard.de/start/oeffentlichebekanntmachungen/ ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§§214 und 215 BauGB)

sowie weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die

Bestimmungen des §5, Abs. 5 der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern hingewiesen

worden.

 Die Satzung ist mit Ablauf des ….................... in Kraft getreten.

  Burg Stargard, den ...........................                                                           ……………….

                                                                                                             Bürgermeister

im Norden: durch gewerblich genutzte Flächen eines Abbruchunternehmens 

im Süden: durch landwirtschaftliche und gewerbliche Flächen (Autoverwertung)

im Osten: durch die Verbindungsstraße zwischen Bargensdorf und Neubrandenburg - Fünfeichen,

Fünfeichener Weg  

im Westen: durch landwirtschaftliche Fläche 

Größe des B-Plan-Geltungsbereichs gesamt: ca. 5,5 ha

Text - Teil B
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 8 Abs. 1 und 2 BauNVO)

1.1 In dem Gewerbegebiet (GE) sind die für den Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage

notwendigen bauliche Anlagen (Modultische mit Solarmodulen sowie Wechselrichter, Einfriedung,

Trafostationen), sowie Zufahrten und Wartungsflächen zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung - Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 und § 17, 18 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Höhe der Trafos im Gewerbegebiet wird auf 5,0 m über Geländehöhe in

Metern des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016 festgesetzt.

2.2 Die maximal zulässige Höhe der Modultische im Gewerbegebiet wird auf 3,0 m über Geländehöhe

in Metern des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016 festgesetzt.

2.3 Zulässig im Gewerbegebiet sind Zaunanlagen bis zu einer max. Höhe von 2,5 m, im unteren

Bereich der Zäune ist ein min. 0,1 m hoher Durchlass für bodenlebende Tierarten zu belassen

(amtlichen Höhenbezugssystem DHHN 2016).

2.4 Die maximale Grundflächenzahl ist für das Gewerbegebiet gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,8

begrenzt.

3. Bauweise und Baugrenzen/ Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen [§ 9 Abs. 1

Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO]

3.1 Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt und umgrenzen die

Fläche, auf der die Aufstellung der Solaranlagen und die Errichtung der baulichen Analgen zulässig

sind.

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen im GE außerhalb der Nebenanlagen und unterhalb der

Solarmodule sind als extensives Grünland zu nutzen und zu erhalten. Auf diese Weise wird eine

Verschattung der Solarmodule durch aufwachsenden Pflanzenbewuchs entgegengewirkt.

3.3 Einfriedungen durch Zaunanlagen und Tore sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen

zulässig.

4. Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO)

Nebenanlagen im GE sind nur zulässig, sofern sie dem Betrieb der Anlagen zur Gewinnung 

regenerativer Energien (Solaranlagen) dienen und diesen Anlagen deutlich zugeordnet sind. 

Garagen und Stellplätze jeglicher Art sind innerhalb des Gewerbegebietes unzulässig.

5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

5.1 Es wird eine Straßenverkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung "private Erschließung"

festgesetzt.

6. Flächen mit Leitungsrechten (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Es werden Flächen mit Leitungsrechten zu Gunsten des Betreibers der Trinkwasserleitung

festgesetzt

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

[§9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB]

8.1 Kompensationsmaßnahmen

M1 Auf dem Flurstück 189/4 der Flur 7 der Gemarkung Burg Stargard, im Siedlungsbereich, erfolgt

auf 410 m² die Anlage einer freiwachsenden Hecken gemäß Maßnahme 6.31 der Hinweise zur

Eingriffsregelung sowie gem. Abbildungen 12 und 13 des Umweltberichtes. Die Fläche ist

dinglich zu sichern.

Genaue Anforderungen zur Umsetzung: s. Planbegründung

M2 Im Bereich der Flächen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

werden ca. 0,94 ha der ehemaligen überwachsenen Müll- und Bauschuttdeponie (zu beräumen),

sowie ca. 0,39 ha Intensivacker  gemäß HzE Punkt 2.31 durch spontane Begrünung in Grünland

als Mähwiese mit einer dauerhaften naturschutzgerechten Nutzung umgewandelt. Alternativ kann

beweidet werden. Die auf den Flächen gelegenen Gehölze sind dauerhaft zu erhalten. Der

Wasserspeicher ist gemäß V5 aufzuwerten. Ersatzquartiere für Reptilien werden gemäß CEF1 und

CEF2 eingerichtet. Eine Überfahrung der Fläche zu Wartungszwecken des westlichen GE-Gebietes

ist zulässig.

Informationen zum Pflegeplan: s. Planbegründung

M3 Als Ersatz für die Fällung von vier gesetzlich geschützten Bäumen, einer Pappel, einem

Eschenahorn und zwei Weiden mit je 35 cm Stammdurchmesser, sind gemäß

Baumschutzkompensationserlass 4 Bäume heimischer Arten und Herkunft in der Mindestqualität;

Hochstamm 3 x verpflanzt; Stammumfang 16 bis 18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Die Bäume erhalten eine Pflanzgrube von 0,8 x 0,8 x 0,8 m, einen Dreibock. Die Anpflanzung ist

erst dann erfüllt, wenn die Gehölze nach Ablauf von 4 Jahren zu Beginn der Vegetationsperiode

angewachsen sind. Bei Verlust der Gehölze sind diese in Anzahl und Qualität gleichwertig zu

ersetzen. Die Baumpflanzungen sind spätestens im Herbst des Jahres der Baufertigstellung und

Inbetriebnahme durchzuführen.

II. Hinweise

1. Bodendenkmalpflege

Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen

Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schiedlich und verbindlich der unteren

Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege anzuzeigen.

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, Abbrüche usw.)

Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, Verfüllungen von Gräben,

Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte Fluchtgänge und Erdverfärbungen

(Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher, Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie

Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen,

Skelettreste, Schmuck, Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum

Vorschein kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren

Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den

Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die den Wert des

Gegenstandes erkennen.

Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand zu erhalten.

Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens

nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren

verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert.

Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen erhalten Sie bei der zuständigen

Unteren Denkmalschutzbehörde bzw. beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5, 19055

Schwerin.

2. Fällungen von gesetzlich geschützten Bäumen

Die Fällung von gesetzlich geschützten Bäumen ist genehmigungspflichtig. Die Kompensation richtet sich

grundsätzlich nach dem Baumschutzkompensationserlass vom 15. Oktober 2007. Gemäß Erlass sind u. a.

EinzeIbäume ab 50 cm Stammumfang geschützt, wenn diese im Rahmen von Bauvorhaben betroffen sind.

Erforderliche Anträge auf Fällungen von gesetzlich geschützten Bäumen sind bei der unteren

Naturschutzbehörde des Landkreises zu stellen.

3. umweltrechtliche Vermeidungsmaßnahmen

V1 Die Baufeldfreimachung ist nach dem 01. Oktober und vor dem 01. März. zu beginnen. Die

Bauarbeiten sind ununterbrochen fortzusetzen, um brutwillige Individuen während der Bauarbeiten von der

Fläche zu vergrämen und Tötungen zu vermeiden.

V2 Um die Tötung und Verletzung von Reptilien/Amphibien bei der Bauvorbereitung und beim Rammen

der Modulgestellstützen zu verhindern, sind die Bauflächen ein Jahr vor Baubeginn im April zu mähen und

zu umzäunen. Der ca. 40 cm hohe Schutzzaun ist mit halbgefüllten Eimern mit Fluchtrampen zu

bestücken. Die in die Eimer gelangten Tiere können so das Plangebiet verlassen. Zusätzlich sind die

Individuen innerhalb der umzäunten Fläche abzusammeln. Mit der Planung und Durchführung der

Maßnahme ist eine fachkundige Person zu betreuen. GGF. ist durch diese eine Ausnahmegenehmigung

einzuholen oder ein Baustopp auszusprechen. Die Person ist der uNB vor Baubeginn zu benennen und hat

nach Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen, an uNB, Bauherrn, Stadt/Gemeinde

weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die Person

übernimmt sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Beteiligten.

V3 Die in der Planzeichnung zur Erhaltung festgesetzten Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen u. für

die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind zu erhalten und zu sichern.

Abgängige oder gerodete Bäume sind durch heimische standortgerechte Laubbäume zu ersetzen.

V4 Die Modulrand- und Zwischenflächen dürfen nur außerhalb des Zeitraumes vom 01. März bis 01.

August mit Balkenmähern, unter Beseitigung des Mahdgutes gemäht werden. Die Schnitthöhe darf 10 cm

nicht unterschreiten. Das Mulchen des Aufwuchses ist nicht zulässig. Alternativ ist Schafbeweidung zu

realisieren. Auf Düngung, Pestizid- und Herbizideinsatz ist zu verzichten.

V5 Um die Funktionalität des Wasserspeichers als Laichhabitat zu verbessern ist der im Plangebiet

gelegene Teil des Ufers mit einer Hilfe zum Verlassen des Gewässers zu versehen. Daher ist hier eine

Ufermatte aus Kokosgewebe zu verlegen und sicher zu befestigen. Dabei ist darauf zu achten, dass die

Folie des Wasserspeichers nicht beschädigt wird.

V6 Zäune sind mit Bodenfreiheit zu errichten.

V7 Eine Bewachung der Anlage durch Hunde ist zu unterlassen.

V8 Es sind nur Module zu verwenden, die während des Betriebes keine Schadstoffe in die Umwelt

entlassen.

CEF - Maßnahmen

CEF1 Für den Verlust von Reptilien- und Amphibienhabitaten sind gemäß Konfliktplan im Bereich der

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, 11 Winterquartiere von 3

m Breite und 5 m Länge einen Meter tief auszugraben. Anschließend wird die Grube mit einer Mischung

aus im Plangebiet vorhandenen Abbruchmaterial, Steinen, toten Ästen, Zweigen und Wurzeln im

Verhältnis 1:1 bis 1 m über Geländekante verfüllt. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine

fachkundige Person zu planen und zu begleiten. Diese hat nach Abschluss der Arbeiten einen

Tätigkeitsbericht zu verfassen und an uNB, Bauherrn, Stadt/Gemeinde weiterzuleiten sowie eine Abnahme

mit der uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die Person übernimmt sämtliche Kommunikation

zwischen uNB, Bauherrn und anderen Beteiligten.

CEF2 Für den Verlust von Reptilien- und Amphibienhabitaten sind gemäß Konfliktplan im Bereich der

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, 11 Sommerquartiere zu

errichten. Dafür ist aus dem anstehenden sandigen Boden je eine Schüttung mit einer Grundfläche von ca.

15 m² (3 m breit, 5 m lang) und einer Höhe von 1 m herzustellen. Diese sind im Wechsel mit den

Winterquartieren anzulegen. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine fachkundige Person zu planen

und zu begleiten. Diese hat nach Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an uNB,

Bauherrn, Stadt/Gemeinde weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der uNB und anderen Beteiligten zu

organisieren. Die Person übernimmt sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen

Beteiligten.

Kartengrundlage

Als Grundlage für die Darstellung der Planzeichnung dient der Ausschnitt aus dem GeoPortal MV vom

18.06.2021

   GE 1 OK Trafo = 5,0 m
OK PVA = 3,0 m
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Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9

des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147), wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom ........... folgende Satzung über den

Bebauungsplan Nr. 26 "Solarpark Bargensdorf", bestehend aus der Planzeichnung-Teil A und dem Text-Teil B, erlassen:
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Gewerbegebiet (GE)

BD

Maßnahme "M1"

Übersicht über die Maßnahme außerhalb des Plangebiets

M2
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- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.

Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344, 2016 S. 28), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl.

M-V, S.1033)

- Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes

(Naturschutzausführungsgesetz-NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 66, zuletzt

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228)

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Mecklenburg-Vorpommern (Landes-UVP-Gesetz -

LUVPG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2018 (GVOBl. M-V S. 362)

- Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777), zuletzt mehrfach geändert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467)

- Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz- LBodSchG

M-V) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 759, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05.

JuIi 2018, (GVOBI. M-V, S. 219)

- Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 06.01.98 (GVOBl. M-V S.

12, 247), geändert durch Gesetz vom 12.07.10 (GVOBl. M-V S. 383, 392)

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in Kraft getreten am 07.08.2009 bzw.

01.03.2010, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901, 3902)

- Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom 30. November 1992 (GVOBl. M-V S.

669), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 866)

Hauptsatzung der Gemeinde Burg Stargard in der aktuellen Fassung

Die Gesetze und Verordnungen gelten jeweils in ihrer letztgültigen Fassung zum Zeitpunkt der Aufstellung des

Planes.
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